LSN, Dez 45		Hannover, 25. Juni 2024

Durchführung einer Modellrechnung für den kommunalen Finanzausgleich mit Einwohnerzahlen Basis Zensus 2022 – Zahl der Einwohner/innen vom 30. Juni 2023 durch die Zahl der Einwohner/innen am 15.05.2022 - Zensus 2022 ersetzt

Am 25. Juni 2024 wurden Einwohnerzahlen auf Gemeindeebene auf Basis des Zensus 2022 veröffentlicht. Diese Zahlen werden erstmals für den kommunalen Finanzausgleich im Jahr 2025 relevant (vgl. § 17 NFAG). Um die Auswirkungen der neuen Zahlen auf den kommunalen Finanzausgleich zu ermitteln, wurde eine Modellrechnung für den kommunalen Finanzausgleich 2024 mit den derzeit verfügbaren Daten durchgeführt. 
Zurzeit liegen nur die Daten des Zensusstichtages vor, noch keine neu berechneten Daten der Bevölkerungsfortschreibung für den 30.06.2023. Es wurde daher eine Modellrechnung durchgeführt, in der die Einwohnerzahlen vom 30.06.2023 durch die Zensuszahlen vom 15.05.2022 ersetzt wurden.
Nach dem Zensus 2011 wurde die Verwendung der Einwohnerzahlen im KFA an drei Stellen angepasst:
· Beim Bedarfsansatz für Schlüsselzuweisungen für Kreisaufgaben wurde der Durchschnittszeitraum von fünf auf acht Jahre erhöht.
· Bei der Berechnung des Fünf- bzw. des Achtjahresdurschnitts werden keine rückgerechneten Zahlen verwendet (vgl. § 5 Abs. 2 Satz 3 und § 7 Abs. 2 Satz2 NFAG). In die Berechnung der Durchschnitte für den KFA 2025 fließen also nur ein Jahr auf Basis Zensus 2022 und 4 bzw. 7 Jahre auf Basis Zensus 2011 ein.
· Bei der Klasseneinteilung zur Berechnung der Nivellierungssätze werden nicht die Durchschnitte, sondern die aktuellen Zahlen (also Zensus 2022) verwendet.
Die Einwohnerzahlen wirken sich an folgenden Stellen im kommunalen Finanzausgleich aus:
1. Zur Berechnung der Zuweisungen für den übertragenen Wirkungskreis ist die Zahl der Einwohner/innen des 30. Juni des Vorjahres zu verwenden, hilfsweise wurden also die des Zensusstichtags genommen. Aufgrund der niedrigeren Zahl der Einwohner/innen auf Basis Zensus 2022 sinken die Zuweisungen für den übertragenen Wirkungskreis um 13,0 Mio. €, in gleicher Höhe steigt die Zuweisungsmasse für Schlüsselzuweisungen.
2. Die Zahl der Einwohner/innen der Stadt Hildesheim lag am 15.05.2022 bei 97.716, also unter 100.000 Einwohner/innen. Die Verwendung des Maximums von aktueller Einwohnerzahl und Fünfjahresdurchschnitt führt dazu, dass die Stadt Hildesheim bei der Berechnung der Schlüsselzuweisungen mehr als 100.000 Einwohner hat.
3. Zur Berechnung der durchschnittlichen Hebesätze der drei Realsteuern werden die Gemeinden anhand der Zahl der Einwohner/innen in zwei Gruppen mit mehr bzw. weniger als 100.000 Einwohner/innen eingeteilt (vgl. § 11 NFAG). Da Hildesheim unter 100.000 Einwohner/innen liegt, verändern sich die Nivellierungssätze geringfügig.
4. Die Veränderungen der durchschnittlichen Gewerbesteuerhebesätze sind so gering, dass sich der Vomhundertsatz zur Berücksichtigung der Gewerbesteuerumlage nicht verändert. 
5. Bei der Berechnung der Bedarfsansätze für Gemeinde- wie für Kreiszuweisungen ist das Maximum vom 15.05.2022 - Basis Zensus 2022 und Fünf- bzw. Achtjahresdurchschnitt zu verwenden.

Bei der Berechnung von Angaben je Einwohner/in wurde durchgehend die Zahl der Einwohner/innen vom 15.05.2022 - Basis Zensus 2022 verwendet.
